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Zerlegung der Korperschaftsteuer (Kapitel 1201)

Fehler der Finanzamter bei der Zerlegung der Kdrperschaftsteuer sind
relativ selten, verursachen fir das Land jedoch Schaden in Millionen-
héhe. Den Veranlagungsstellen sollte ein Leitfaden mit den Zerle-
gungsgrundlagen, den zeitlichen Ablaufen und den konkret zu veran-
lassenden Malinahmen zur Verfligung gestellt werden.

1 Ausgangslage
1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen

Das Aufkommen der Kérperschaftsteuer (KSt) steht dem Bund und den
Landern je zur Halfte zu. Fur die Verteilung zwischen den Landern (Zerle-
gung) regelt das Zerlegungsgesetz Folgendes:

Der Anspruch auf die KSt fir ein Kalenderjahr steht grundsatzlich dem Land
unmittelbar zu, in dem die steuerpflichtige Kérperschaft den Ort der Leitung
hat. Unterhéalt jedoch eine Kérperschaft auf3erhalb des unmittelbar steuerbe-
rechtigten Landes eine Betriebsstéatte, muss die KSt zerlegt und auf die be-
troffenen Lander aufgeteilt werden.

Eine Zerlegung ist nach § 2 Zerlegungsgesetz (ZerlG) nur durchzufihren,
wenn die nach Abzug anzurechnender Betrage verbleibende KSt eines Ver-
anlagungszeitraums (VZ) einen - positiven oder negativen - Betrag von min-
destens 500.000 Euro erreicht. Ist dies der Fall, haben betroffene Korper-
schaften eine ,Erklarung zur Zerlegung der Kérperschaftsteuer” (Zerle-
gungserklarung) abzugeben. Der Zerlegungsmalfistab entspricht in der Re-
gel dem Verhaltnis der auf die einzelnen Betriebsstatten entfallenden
Arbeitsléhne.

Eine Zerlegung ist zu &ndern, soweit die ihr zugrunde liegende Jahres-
steuerfestsetzung geandert wird und die Abweichung der verbleibenden KSt
mindestens 500.000 Euro betragt. Fallen die Zerlegungsvoraussetzungen im
Nachhinein weg, ist die Zerlegung aufzuheben.

Die Zerlegung wird in einem Clearingverfahren abgewickelt. Dazu haben die
einzelnen Lander jeweils ein Finanzamt beauftragt und dort eine sogenannte
Clearingstelle eingerichtet.

Die sich beim Clearingverfahren ergebenden Zahlungen sind von den zah-
lungspflichtigen Landern an die obersten Finanzbehérden der empfangsbe-
rechtigten Lander zu iiberweisen. Die Uberweisungen sind bis zum Ende
des auf das jeweilige Kalendervierteljahr folgenden Monats vorzunehmen.

1.2 Verfahrensablauf bei der Zerlegung

Zerlegt und abgerechnet wird die gesamte verbleibende KSt (100 Prozent),
d. h. auch der dem Bund zustehende Anteil (50 Prozent). Dieser wird im
Ergebnis zwischen den Empfangerlandern und dem Bund abgerechnet.
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Bei der Kérperschaftsteuerzerlegung ist zwischen zwei Fallgestaltungen zu
unterscheiden. Sogenannte aktive Zerlegungsfalle liegen vor, wenn in Ba-
den-Wirttemberg ansassige Kérperschaften in anderen Landern Betriebs-
statten unterhalten. In anderen Landern ansassige Koérperschaften mit Be-
triebsstéatten in Baden-Wirttemberg stellen sogenannte passive Zerlegungs-
falle dar. Jeder aktive Zerlegungsfall eines Landes ist damit gleichzeitig pas-
siver Zerlegungsfall in den anderen beteiligten Landern.

Die Veranlagungsstellen der Finanzamter zerlegen die verbleibende KSt,
sobald sie fir eine Kérperschaft jeweils die erste Jahressteuerfestsetzung
fir den jeweiligen VZ vorgenommen haben. Dabei werden fiir jedes beteilig-
te Land Zerlegungsbescheide erstellt und der Clearingstelle ibersandt. Von
dort werden die Zerlegungsbescheide tberpriift und an die beauftragten
Finanzamter der beteiligten Lander weitergeleitet.

Die Zerlegungsanteile sind mit Ablauf des Kalendervierteljahrs abzurechnen,
in dem die mafRgebliche verbleibende KSt gezahlt oder erstattet wurde. Dies
gilt auch fiir zerlegte Vorauszahlungen. Die Veranlagungsstellen teilen der
Clearingstelle die Zahlungen auf amtlichen Vordrucken mit. Auf dieser
Grundlage stellt die Clearingstelle fir die beauftragten Finanzamter der an-
deren Lander vierteljahrlich die abzurechnenden Zerlegungsanteile zusam-
men. Das Ministerium fur Finanzen und Wirtschaft erhélt eine Gesamtliste,
an Hand derer es die tatsachlichen Zahlungen mit den obersten Finanzbe-
hoérden der anderen Lander abwickelt.

1.3 Anlass, Ziele und Durchfiithrung der Prifung

Wir hatten die Zerlegung der KSt letztmals vor 25 Jahren gepriift. Ziel der
Querschnittsprifung war es daher, aktuelle Erkenntnisse Uber die Zahl der
Kdrperschaftsteuerzerlegungen und die Héhe der zerlegten Betrage zu ge-
winnen. Zudem wollten wir den Verfahrensablauf sowie den Stand der IT-
Unterstitzung und die Qualitat der Fallbearbeitung in diesem Bereich erhe-
ben. Dazu haben wir in einem ersten Schritt die landesweiten Steuerdaten
aller Korperschaftsteuerfalle und bestimmter Personengesellschaften fiir die
VZ 2003 bis 2013 ausgewertet und die Ergebnisse mit den Daten der Clea-
ringstelle verknlpft. Mittels selbst erstellter Risikoprofile war es mdglich,
fehleranfallige Zerlegungsfalle gezielt herauszufiltern. Die Prifung wurde auf
solche Félle beschrankt.

2 Prufungsergebnisse

2.1 Landesweite Bedeutung der Kérperschaftsteuerzerlegung

Die Koérperschaftsteuerzerlegung ist im Alltag der Veranlagungsstellen von
untergeordneter Bedeutung. Je Veranlagungsstelle sind in der Regel nur
wenige Zerlegungsfalle zu bearbeiten. Vor diesem Hintergrund gehen die
von uns festgestellten Fehler auf mangelnde Kenntnisse, teilweise auch auf
fehlende Routine zuriick. Insgesamt passieren zwar nur wenige Fehler. Die-
se kénnen im Einzelfall jedoch erhebliche finanzielle Folgen haben.

181



Die KSt-Zerlegung fuhrte in den VZ 2003 bis 2013 jeweils zu einer Zahllast
fir Baden-Wrttemberg. Diese schwankte sehr stark und lag im Durchschnitt
bei 239 Mio. Euro, in der Spitze bei 362 Mio. Euro. Dabei waren in den
untersuchten VZ jeweils durchschnittlich 393 aktive und 966 passive Zerle-
gungsfalle abzuwickeln. Als héchste Werte wurden 447 aktive und 1084
passive Zerlegungsfalle festgestellt.

2.2 Materiell-rechtliche Feststellungen

2.2.1  Aktive Zerlegungsfalle

Bei den aktiven Zerlegungsfallen haben wir 273 VZ gepriift und davon 70 VZ
beanstandet. Die Beanstandungsquote betragt damit 25,6 Prozent. Aufgrund
unserer Beanstandungen forderte die Clearingstelle die Veranlagungsstellen
auf, zutreffende Zerlegungen durchzufiihren. Die sich dabei ergebenden
Zerlegungsbetrage wurden mit den betroffenen Landern abgerechnet. Im
Ergebnis flihrten unsere Beanstandungen dazu, dass Baden-Wiirttemberg
von den anderen Landern bisher 26,3 Mio. Euro zuflossen.

Folgende Fehlerursachen lagen unseren Beanstandungen zugrunde:
Risikoprofil 1: Zerlegung von Vorauszahlungen nicht aufgehoben

In 33 VZ hatten die Veranlagungsstellen die Zerlegung von Vorauszahlun-
gen zu Unrecht nicht aufgehoben. In der Folge zahlten die anderen Lander
bisher 19,6 Mio. Euro an Baden-Wirttemberg zurtick.

Risikoprofil 2: Zerlegung der Jahressteuer nicht durchgefihrt

In 9 VZ war eine Zerlegung zu Unrecht nicht durchgefiihrt worden. In der
Folge erhielt Baden-Wirttemberg von anderen Landern bisher per Saldo
5,8 Mio. Euro.

Weitere Beanstandungen betrafen die fehlerhafte Zerlegung geanderter
Jahressteuerfestsetzungen (12 VZ), die unterlassene Aufhebung von Zerle-
gungen (8 VZ) sowie bei der Zerlegung zu Unrecht nicht beriicksichtigtes
Korperschaftsteuerguthaben (8 VZ). In der Folge wurden 0,9 Mio. Euro von
anderen Landern an Baden-Wirttemberg zurtickgezahilt.

2.2.2  Passive Zerlegungsfélle

Bei den passiven Zerlegungsfallen haben wir 144 VZ untersucht, bei denen
keine Zerlegung erfolgte, obwohl eine solche fir die Vor- und Folge-VZ
durchgefiihrt worden war. Es ergab sich eine Beanstandung. Die ausste-
hende Zerlegung wurde inzwischen angefordert und abgerechnet. Baden-
Wirttemberg erhielt dadurch 0,4 Mio. Euro.

2.2.3  Finanzielles Ergebnis fir Baden-Wirttemberg

Infolge unserer Prifung erhielt Baden-Wurttemberg von den anderen Lan-
dern bisher 26,7 Mio. Euro. Den Bundesanteil (50 Prozent) abgerechnet und
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die Mechanismen des Landerfinanzausgleichs berticksichtigt, verbleibt Ba-
den-Wirttemberg gleichwohl ein Betrag in Millionenhdhe.

2.3 Verfahren bei der Zerlegung von Kérperschaftsteuer-
Vorauszahlungen

Kdrperschaften haben am 10. Marz, 10. Juni, 10. September und 10. De-
zember eines Jahres Vorauszahlungen auf die Kérperschaftsteuer zu ent-
richten, die sie fur den laufenden VZ voraussichtlich schulden werden. Diese
Vorauszahlungen werden durch einen Bescheid festgesetzt, zumeist in glei-
cher Hohe fir mehrere oder alle gesetzlichen Falligkeitstermine eines VZ.

23.1 Bisheriges Verfahren: Zerlegung der geleisteten Vorauszah-
lungen (Ist-Prinzip)

Sobald die fur einen VZ insgesamt festgesetzten Korperschaftsteuer-
Vorauszahlungen mindestens 500.000 Euro betragen, sind die nach diesem
Zeitpunkt tatsachlich geleisteten Vorauszahlungen zu zerlegen. In solchen
Fallen haben die Veranlagungsstellen somit in jedem Kalendervierteljahr, in
dem eine Vorauszahlung eingeht, eine Mitteilung zur Zerlegung manuell zu
erstellen. Diese umfasst die Zerlegungsanteile der betroffenen Lander und
wird der Clearingstelle Gibersandt. Mit Ablauf des Kalendervierteljahrs rech-
net die Clearingstelle die Anteile mit den anderen Landern ab. Uber das Jahr
verteilt fallen daher je Fall zumeist vier manuell zu erledigende Arbeitsvor-
gange an, sowohl bei den Veranlagungsstellen als auch bei der Clearingstel-
le.

2.3.2  Alternative: Zerlegung der festgesetzten Vorauszahlungen
(Soll-Prinzip)

Die Zerlegung der Vorauszahlungen lasst sich effektiver gestalten, wenn alle
erforderlichen Zerlegungen bereits bei der Festsetzung der Vorauszahlun-
gen vorgenommen werden. Dazu misste § 4 Absatz 1 ZerlG entsprechend
geandert werden. Dann kodnnte sich kinftig folgender Verfahrensablauf er-
geben:

Sobald die festgesetzten Kérperschaftsteuer-Vorauszahlungen eines VZ
mindestens 500.000 Euro betragen, sind alle nach diesem Zeitpunkt fallig
werdenden Vorauszahlungen des betroffenen VZ in einem Arbeitsschritt zu
zerlegen. Da Vorauszahlungen regelmagig in gleicher Héhe fir mehrere
Termine festgesetzt werden, ist dafiir eine einzige Mitteilung an die Clea-
ringstelle ausreichend. Diese ist mit einer Giltigkeit versehen, z. B. 1. bis

4. Kalendervierteljahr 2015. Die Clearingstelle kann die Daten fir alle betrof-
fenen Quartale in ihrem Programm erfassen und die Betrage jeweils nach
Ablauf dieser Quartale mit den anderen Landern abrechnen.

Ein solches Verfahren bietet mehrere Vorteile:
¢ Die Veranlagungsstellen kdnnen fir jeden zu bearbeitenden Fall die Zer-
legung mehrerer oder idealerweise aller Vorauszahlungen eines VZ in
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einem Arbeitsschritt erledigen. Die Clearingstelle kann die Zerlegungs-
daten fir alle betroffenen Quartale ebenfalls in einem Arbeitsschritt erfas-
sen.

¢ Vorauszahlungsbescheide kénnen jederzeit ergehen. Bei der Zerlegung
der festgesetzten Vorauszahlungen werden sich damit die anfallenden
Arbeiten nicht mehr auf die jeweiligen Quartalsstichtage konzentrieren.
Stattdessen wird die Arbeit bei den Veranlagungsstellen und der Clea-
ringstelle gleichmafiger Uber das gesamte Jahr verteilt.

e Die Zahl der Mitteilungen wird sich erheblich verringern. Nach den Daten
der Clearingstelle haben die Veranlagungsstellen fir die VZ 2011 bis
2014 insgesamt 4.280 Mitteilungen tber die Zerlegung von Vorauszah-
lungen gefertigt. Davon waren 51,7 Prozent hinsichtlich der Zerlegungs-
anteile inhaltsgleich mit zuvor gefertigten Mitteilungen. Damit kénnen
kiinftig mehr als 2.200 Mitteilungen entfallen.

Im Gegensatz zum bisherigen Verfahren spielt bei der Zerlegung der festge-
setzten Vorauszahlungen die tatsachliche Zahlung zunéchst keine Rolle.
Diese wird vielmehr fur die entsprechenden Falligkeitstermine unterstellt.
Das halten wir jedoch fir unproblematisch, weil in Zerlegungsféllen mit Zah-
lungsstérungen bei Vorauszahlungen nicht zu rechnen ist. So haben wir
auch bei unserer Prifung keinen einzigen Fall vorgefunden, in dem festge-
setzte Vorauszahlungen nicht bezahlt wurden. Sollten dennoch - in Aus-
nahmefallen - nicht bezahlte Vorauszahlungen zerlegt werden, wirde das im
Ubrigen mit der Zerlegung und Abrechnung der ersten Jahressteuerfestset-
zung rickgangig gemacht. Dort wirden wie bisher nur die fur einen VZ tat-
séchlich vereinnahmten Betrége bericksichtigt.

2.4 IT-Unterstltzung

Ab dem VZ 2014 sind Kérperschaften gesetzlich verpflichtet, Erklarungen
zur Zerlegung der Korperschaftsteuer elektronisch an die Finanzverwaltung
zu Ubermitteln. Erste Schritte der maschinellen Weiterverarbeitung sind den
Veranlagungsstellen seit dem 18.12.2015 mdglich. Die maschinelle Festset-
zung der Zerlegungsanteile ist jedoch noch nicht méglich. Bis zum Einsatz
des entsprechenden Programms sind daher weiterhin sdmtliche Zerle-
gungsbescheide und -mitteilungen manuell zu fertigen. Dies ist trotz vorhan-
dener Vorlagen im Textverarbeitungssystem zeitaufwendig. Eine maschinel-
le Zerlegung von Vorauszahlungen ist nicht vorgesehen. Sie wird daher
weiterhin manuell vorzunehmen sein.

Die Clearingstelle setzt zur Abwicklung der Zerlegung mit den anderen L&n-
dern zwei Access-Datenbanken ein. Darin werden alle zerlegungsrelevanten
Daten der in Papierform eingegangenen Mitteilungen erfasst. Auf dieser
Basis werden vierteljahrlich die Abrechnungslisten generiert. Die Datenban-
ken basieren auf élteren Dateiformaten und Betriebssystemen.
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3 Empfehlungen
3.1 Themabei Dienstbesprechung aufgreifen, Leitfaden erarbeiten

Das Thema Kdrperschaftsteuerzerlegung sollte bei einer der turnusmafigen
Dienstbesprechungen aufgegriffen werden. Zudem sollte den Veranla-
gungsstellen ein Leitfaden mit den Zerlegungsgrundlagen, den zeitlichen
Ablaufen und den konkret zu veranlassenden MalRnahmen zur Verfiigung
gestellt werden.

3.2 Zerlegung festgesetzter Vorauszahlungen anstreben

Auf Bundesebene sollte fiir die Zerlegung festgesetzter Vorauszahlungen
eine Anderung von § 4 Absatz 1 ZerlG initiiert werden. Die Veranlagungs-
stellen sollten die Vorauszahlungen bereits bei deren Festsetzung zerlegen.
Die Clearingstelle kénnte dann die entsprechende Mitteilung nach deren
Eingang sofort fur alle betroffenen Quartale verarbeiten. Da fur die Zerle-
gung von Vorauszahlungen keine IT-Unterstlitzung vorgesehen ist, kdmen
die Vorteile einer solchen Arbeitsweise voraussichtlich dauerhaft zum Tra-
gen.

3.3 IT-Unterstitzung verbessern

Die Veranlagungsstellen sollten alsbald in die Lage versetzt werden, elek-
tronisch eingehende Zerlegungserklarungen vollstandig maschinell zu ver-
arbeiten.

Die Datenbank der Clearingstelle sollte so angepasst werden, dass zerlegte
Vorauszahlungen fir mehrere Quartale mit moglichst geringem Aufwand
erfasst werden kénnen. Die Clearingstelle sollte aktuelle Programm- und
Dateiversionen erhalten. Alternativ ist die Lauffahigkeit der bisherigen Ver-
sionen dauerhaft sicherzustellen.

4 Stellungnahme des Ministeriums

Das Ministerium fir Finanzen und Wirtschaft hat gegen die Sachdarstellung
keine Einwendungen.

Es teilt mit, dass aufgrund der Beanstandungsquote und der finanziellen
Auswirkungen in Millionenhéhe auch aus seiner Sicht Handlungsbedarf be-
stehe. Daher werde die Oberfinanzdirektion Karlsruhe das Thema Korper-
schaftsteuerzerlegung bei der nachsten Kérperschaftsteuer-Dienst-
besprechung mit den Finanzamtern aufgreifen. Zudem werde sie fir die
Finanzamter einen Leitfaden mit den Zerlegungsgrundlagen, den zeitlichen
Ablaufen und den im Einzelfall zu veranlassenden MaRnahmen erstellen.

Das Ministerium schlie3t sich der Empfehlung zur Zerlegung festgesetzter
Vorauszahlungen an. Es werde die Thematik auf Bundesebene mit dem Ziel
einer Anderung des § 4 Absatz 1 ZerlG vortragen.
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Zur IT-Unterstiitzung teilt das Ministerium mit, dass das maschinelle Fest-
setzungsverfahren fiir die Kérperschaftsteuerzerlegung voraussichtlich ab
Mai 2016 eingesetzt werden konne. Mittelfristig werde innerhalb von KON-
SENS auch ein bundeseinheitliches Verfahren fir die Clearingstellen ange-
strebt. Dieses Verfahren stehe nach derzeitiger Planung allerdings friihes-
tens 2022 zur Verfligung. Bis dahin werde die in Baden-Wiirttemberg einge-
setzte Datenbanklésung weiter genutzt.

186



	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2015
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Kontrollsystem und Verwaltungskosten bei EU-Förderverfahren in den Bereichen EGFL und ELER(Landtagsdrucksache 15/7140)
	2.2 Rechte und Pflichten des Landes als Anteilseigner der EnBW Energie Baden-Württemberg AG(Landtagsdrucksache 15/7400)
	2.3 Naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen für Straßenbauvorhaben - Planung, Herstellung, Pflege und Unterhalt(Landtagsdrucksache 15/7500)
	2.4 Landesbetriebe(Landtagsdrucksache 15/7606)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2014
	2 Haushaltsrechnung 2014
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Bewirtschaftung der Personalausgaben und Umschichtungen von oder zu Sachausgaben
	3.3 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben
	3.4 Abweichungen von den Stellenübersichten

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe
	6.1 Haushaltsreste 2013 und 2014
	6.2 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2006 bis 2015
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2006 bis 2015
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme und der Kreditfinanzierungsquote in Baden-Württemberg
	1.3 Zulässige Kreditaufnahme
	1.4 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.5 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.6 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	5 Empfehlungen
	5.1 Überschüsse in die Überlegungen zu einer dauerhaften Regelung der Schuldenbremse einbeziehen
	5.2 Nettokreditaufnahme vermeiden

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushaltsentwicklung 2015 bis 2016
	2.2 Finanzplan 2016
	2.2.1 Eckdaten des Finanzplans 2016
	2.2.2 Einnahmen, Ausgaben und Defizit
	2.2.3 Kreditaufnahme, Mehreinnahmen und Abbaupfad

	2.3 Wesentliche Einflussfaktoren für die Haushaltsentwicklung bis 2020
	2.3.1 Flüchtlingsausgaben
	2.3.2 Neuregelung des Länderfinanzausgleichs
	2.3.3 Kommunaler Finanzausgleich
	2.3.4 Abrechnung des Finanzmarktstabilisierungsfonds 

	2.4 Fazit

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundgesetz
	1.2 Derzeitiger Stand in Baden-Württemberg

	2 Ausgestaltung der Schuldenbremse
	2.1 Verankerung einer Schuldenbremse in der Verfassung anderer Länder
	2.2 Methoden zur Ermittlung der Konjunkturkomponente
	2.2.1 EU-Modell
	2.2.2 Trendsteuereinnahmen-Modell
	2.2.2.1 Grundzüge
	2.2.2.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.3 Referenzwert-Modell
	2.2.3.1 Grundmodell
	2.2.3.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.4 Übergreifende Fragestellungen bei allen drei Modellen

	2.3 Weitere Fragestellungen bei einer dauerhaften Schuldenbremse

	3 Empfehlungen
	3.1 Schuldenbremse in der Landesverfassung verankern
	3.2 Konjunkturbereinigungsverfahren einführen
	3.3 Neuregelung für die Schuldenbremse zeitnah angehen

	1 Ausgangslage
	1.1 Bisherige Prüfungen des Rechnungshofs
	1.2 Aufgaben des Beauftragten für Informationstechnologie

	2 Prüfungsergebnisse
	3 Empfehlungen
	3.1 IuK-Strukturpool übertragen
	3.2 Zeit- und Finanzierungspläne erstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragslaufzeit
	2.2 Services und Dienstgüte
	2.3 Steuerung und Kontrolle des Dienstleisters
	2.4 Wirtschaftlichkeit
	2.5 Projekterfahrungen
	2.6 Landesoberbehörde IT Baden-Württemberg

	3 Empfehlungen
	3.1 Rechtzeitig mit der BITBW zusammenarbeiten
	3.2 Standardisierung vorantreiben
	3.3 Make or Buy entscheiden
	3.4 IT-Budget der Ressorts anpassen

	4 Stellungnahme des Beauftragten des Landes für Informationstechnologie
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Vorgaben für Informationssicherheit
	1.2 Gegenstand der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Sachstand des Informationssicherheitsmanagements
	2.2 Sicherheitskonzepte
	2.3 IT-Sicherheit und IT-Standardisierung
	2.4 Bündelung von Know-how
	2.5 Auditierung und Zertifizierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Vielfalt der IT-Systeme reduzieren
	3.2 Hauptamtlichen Informationssicherheitsbeauftragten bestellen
	3.3 Informationssicherheit bei IT-Fachverfahren mit betrachten
	3.4 Kenntnisse der Mitarbeiter zur Informationssicherheit verbessern
	3.5 Aufgaben zentralisieren
	3.6 Informationssicherheit zur Managementaufgabe machen
	3.7 Audits festlegen

	4 Stellungnahme des Beauftragen des Landes für Informationstechnologie 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Dienstfahrzeuge
	2.2 App der Landesvertretung beim Bund
	2.3 Veranstaltungen
	2.4 Aufbau und Struktur der Landesvertretung
	2.5 Gästehaus

	3 Empfehlungen
	3.1 Dienstfahrzeugflotte verkleinern
	3.2 App der Landesvertretung abschaffen
	3.3 Veranstaltungsreglement erstellen
	3.4 Struktur der Landesvertretung hinterfragen
	3.5 Gästehaus kostendeckend führen

	4 Stellungnahme der Landesvertretung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Personalausstattung
	2.3 Organisation
	2.3.1 Abteilung 5 Jugend, Sport, Weiterbildung
	2.3.2 Organisation der Querschnittsaufgaben und Stabsstellen

	2.4 Aufgabenkritik
	2.5 Strategische Steuerung und Controlling

	3 Empfehlungen
	3.1 Tatsächlichen Personaleinsatz im Staatshaushaltsplan abbilden
	3.2 Organisation verbessern
	3.3 Aufgabenkritik durchführen
	3.4 Strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Einschätzung der Fremdevaluation durch die Schulen und Schulaufsichtsbehörden
	2.2 Aufwand für das Qualitätsmanagement
	2.3 Fremdevaluation enthält nicht alle nötigen Kennzahlen
	2.4 Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen fehlen
	2.5 Zielvereinbarungen in Folge der Fremdevaluation
	2.6 Entwicklungsbedarf der evaluierten Schulen

	3 Empfehlungen
	3.1 Schulen für Fremdevaluation risikoorientiert auswählen
	3.2 Qualitätsfaktoren und Kennzahlen für den Qualitätsprozessprüfen
	3.3 Einheitliche Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen bereitstellen
	3.4 Zielvereinbarungen auf defizitäre Handlungsfelder ausrichten und alsbald nach Fremdevaluation treffen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datengrundlage war nicht ausreichend
	2.2 Kriterien bei der Zuteilung der Fördermittel waren unzureichend
	2.3 Bedarfsermittlungen waren nicht qualifiziert
	2.4 Anforderungen des Landes an den Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Finanzhilfen waren überhöht
	2.5 Zweckverfehlung von Fördermitteln
	2.6 Kindertagesstätten sind überdimensioniert 
	2.7 Zu hohe Baukosten und luxuriöse Standards
	2.8 Zuwendung als Festbetragsfinanzierung hat sich bewährt
	2.9 Fehlentscheidungen bei der Vergabe
	2.10 Förderung der Ausgaben für den Gebäudebetrieb ist teilweise zu hoch

	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweite verbindliche Standards und Transparenz anstreben
	3.2 Förderung der Betriebsausgaben neu definieren
	3.3 Nicht belegte Betreuungsplätze nutzen
	3.4 Vergaberecht einhalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bisherige PEBB§Y-Prüfungen des Rechnungshofs
	2.1.1 Länderübergreifende Justizprüfung
	2.1.2 Personalplanung in der Justiz

	2.2 Anwendung von PEBB§Y
	2.3 Methodik und Umsetzung der PEBB§Y-Fortschreibung 2014
	2.3.1 Prüfungsmethoden
	2.3.2 Ergebnisse der PEBB§Y-Fortschreibung 2014 imServicebereich nicht umgesetzt


	3 Empfehlungen
	3.1 Stellenabbau bei Gerichten und Staatsanwaltschaften imStaatshaushaltsplan 2017 beginnen
	3.2 Vollständigen Abbau der durch die Notariats- und Grundbuchamtsreform ab 2018 entbehrlichen Stellen umsetzen
	3.3 Personalbedarfsberechnung vervollständigen und zurganzheitlichen Personalsteuerung nutzen
	3.4 Mängel des PEBB§Y-Gutachtens 2014 künftig vermeiden

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushalt und Finanzen
	2.2 IT-Betrieb, Service und Benutzerbetreuung
	2.3 Prozesse und Dokumentationen
	2.4 Konzentration auf die Kernaufgaben durch Zusammenarbeit mit anderen Ländern und der BITBW

	3 Empfehlungen
	3.1 Landeshaushaltsordnung beachten
	3.2 Steuerfachunabhängige IT zur BITBW geben
	3.3 Verbleibende Zuständigkeiten optimieren
	3.4 Fachaufsicht optimieren
	3.5 KONSENS voranbringen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse 
	2.1 Haushaltsansätze
	2.2 Vorgaben für die Förderung
	2.2.1 Förderlinien und Förderbereiche
	2.2.2 Abwicklung der Bundes-/Landesförderung
	2.2.3 Abwicklung der Landesförderungen
	2.2.4 Abstimmung mit anderen Förderprogrammen

	2.3 Förderfähige Beratungen
	2.3.1 Einzelberatungen
	2.3.2 Gruppenberatungen
	2.3.3 Sonstige Tätigkeiten 

	2.4 Finanzielle Auswirkungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushaltsansätze anpassen
	3.2 Förderung vereinfachen 
	3.3 Standards für förderfähige Beratungen festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Haushaltsansätze werden weiterhin individuell veranschlagt
	4.2 Die Förderung wird nicht weiter vereinfacht
	4.3 Standards für förderfähige Beratungen werden neu festgelegt

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundlagen für die Programme Schulmilch und Schulfrucht 
	1.2 Finanzierung
	1.2.1 Schulmilch
	1.2.2 Schulfrucht


	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Entwicklung und Umfang der Förderung
	2.1.1 Schulmilch
	2.1.2 Schulfrucht

	2.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren
	2.2.1 Schulmilch
	2.2.2 Schulfrucht

	2.3 Verwaltungskosten und Kontrollverfahren
	2.3.1 Schulmilch
	2.3.2 Schulfrucht

	2.4 Lieferanten und Empfänger
	2.4.1 Schulmilch
	2.4.2 Schulfrucht


	3 Empfehlungen
	3.1 Schulmilchförderung einstellen
	3.2 Schulfruchtprogramm verbessern
	3.2.1 Abrechnung vereinfachen 
	3.2.2 Mitwirkungsbereitschaft der Lieferanten, Sponsoren und Einrichtungen stärken

	3.3 Konkrete und messbare Ziele definieren und überprüfen
	3.4 Verfahren deutlich vereinfachen
	3.4.1 Antragsverfahren elektronisch durchführen
	3.4.2 Mindestbetrag für Auszahlung anheben
	3.4.3 Kontrollen vereinfachen


	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Schulmilchförderung einstellen
	4.2 Schulfruchtprogramm verbessern

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kosten- und Leistungsrechnung
	2.1.1 Rechtsgrundlagen
	2.1.2 Festgestellte Mängel
	2.1.3 Bewertung

	2.2 Herstellung und Vertrieb nichtamtlicher Karten
	2.2.1 Aufgabe
	2.2.2 Wirtschaftlichkeit nichtamtlicher Karten
	2.2.3 Bewertung

	2.3 Regelmäßige Kassenprüfungen
	2.3.1 Rechtsvorschrift und Feststellungen
	2.3.2 Bewertung

	2.4 Fristgerechte Erstellung der Jahresabschlüsse
	2.4.1 Rechtsgrundlage und Feststellungen
	2.4.2 Bewertung

	2.5 Rücklagen
	2.5.1 Höhe und Entwicklung der Rücklagen
	2.5.2 Bewertung


	3 Empfehlungen
	3.1 Funktionsfähigkeit der Kosten- und Leistungsrechnungherstellen
	3.2 Herstellung nichtamtlicher Karten beenden
	3.3 Regelmäßige Kassenprüfungen sicherstellen
	3.4 Jahresabschlüsse fristgerecht erstellen
	3.5 Rücklagen begrenzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	4.1 Kosten- und Leistungsrechnung soll zeitnah eingerichtet werden
	4.2 Aufwand für nichtamtliche Karten wird schrittweise reduziert 
	4.3 Kassen werden regelmäßig überprüft werden
	4.4 Jahresabschlüsse werden künftig fristgerecht vorgelegt
	4.5 Rücklagen seien für IT Projekt gebildet worden

	5 Schlussbemerkung 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Rückgriffsquote
	2.2 Falldaten, Zahl- und Altfälle
	2.3 Ausstehende Unterhaltszahlungen
	2.4 Auslandsrückgriffe und Strafanzeigen
	2.5 Rechtskonformes Verwaltungshandeln
	2.6 Bundesweite Verwaltungsvereinfachung
	2.7 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Regionalen Unterschieden nachgehen und Erfahrungsaustausch initiieren
	3.2 Volle Unterhaltsvorschüsse auf Fälle ohne Unterhaltszahlungen begrenzen
	3.3 Verwaltungsvereinfachung auf Bundesebene unterstützen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Projektierung ohne Kostenplanungsinstrumente
	2.2 Kostensteigerungen bei Neubaumaßnahmen
	2.3 Europäisches Vergaberecht nicht beachtet
	2.4 VOB nicht beachtet
	2.5 Interessenkonflikt zwischen Projektsteuerung und Architekt
	2.6 Technische Betriebskosten

	3 Empfehlungen
	3.1 Einheitliche Regelungen einführen
	3.2 Mitarbeiter qualifizieren
	3.3 Interne übergeordnete Projektsteuerung einrichten
	3.4 Leistungen des Gebäudemanagements ausschreiben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Finanzielle Bedeutung der Kirchenabgeltungsteuer
	2.2 Qualität der Steuerbescheide unzureichend
	2.2.1 Risikomanagementsystem der Finanzverwaltung verbesserungswürdig
	2.2.2 Qualität der Fallbearbeitung durch die Bediensteten unzureichend

	2.3 Finanzielles Ergebnis
	2.4 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedienstete der Steuerverwaltung schulen
	3.2 IT-Unterstützung, insbesondere Risikomanagementsystem, verbessern
	3.3 Steuerfälle mit Sperrvermerk personell bearbeiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Erneute Schulungsmaßnahmen begonnen
	4.2 Wirksame IT-Unterstützung steht noch aus, Texte der Risikohinweise teilweise optimiert
	4.3 Gezielter Aufgriff von Steuerfällen mit Sperrvermerk frühestens ab 2017 möglich

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen
	1.2 Verfahrensablauf bei der Zerlegung
	1.3 Anlass, Ziele und Durchführung der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Landesweite Bedeutung der Körperschaftsteuerzerlegung
	2.2 Materiell-rechtliche Feststellungen
	2.2.1 Aktive Zerlegungsfälle
	2.2.2 Passive Zerlegungsfälle
	2.2.3 Finanzielles Ergebnis für Baden-Württemberg

	2.3 Verfahren bei der Zerlegung von Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen
	2.3.1 Bisheriges Verfahren: Zerlegung der geleisteten Vorauszahlungen (Ist-Prinzip)
	2.3.2 Alternative: Zerlegung der festgesetzten Vorauszahlungen (Soll-Prinzip)

	2.4 IT-Unterstützung

	3 Empfehlungen
	3.1 Thema bei Dienstbesprechung aufgreifen, Leitfaden erarbeiten
	3.2 Zerlegung festgesetzter Vorauszahlungen anstreben
	3.3 IT-Unterstützung verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Falsche Wahl der Standorte und Redundanzen
	2.2 Kostenvergleich der Bauarten
	2.3 Unzureichende Wirtschaftlichkeit

	3 Empfehlungen
	3.1 Bestehende Anlagen evaluieren
	3.2 Redundanzen vermeiden
	3.3 Unwirtschaftliche Anlagen abschalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Organisation
	2.2.1 Abteilung 5 Nachhaltige Mobilität
	2.2.2 Servicedienste

	2.3 Aufgabenkritik
	2.4 Strategische Steuerung der Aufgaben

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation optimieren
	3.2 Kernaufgaben durch Aufgabenkritik feststellen
	3.3 Aufgaben strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5  Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorgehensweise nicht landeseinheitlich
	2.2 Vergabereife
	2.3 Nachträge aufgrund zu geringer Planungstiefe
	2.4 Nebenangebote gewertet
	2.5 Einheitspreis bei Mehr- und Mindermengen statt Nachtragsvereinbarung
	2.6 Abfall entsorgt statt verwertet 

	3 Empfehlungen
	3.1 Planungstiefe vor Ausschreibung der Baumaßnahme verbessern
	3.2 Eine „Gemeinsame Vergabedatenbank“ ist Voraussetzung für eine zuverlässige Kostensteuerung
	3.3 Zuständigkeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datenbank SIB-Bauwerke für das Erhaltungsmanagement 
	2.2 Bauwerksprüfungen
	2.3 Georisiken 
	2.4 Unterhalt der Ingenieurbauwerke 
	2.5 Verkehrssicherungspflicht bei Hang- und Felssicherungen 

	3 Empfehlungen
	3.1 Die Datenbank SIB-Bauwerke umfassend führen
	3.2 Bauwerksprüfungen ordnungsgemäß durchführen
	3.3 Erhaltungspläne aufstellen
	3.4 Leitlinien für Georisiken erstellen
	3.5 Die Unterhaltlast bei Hang- und Felsarbeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Begründung des Bedarfs
	2.2 Entscheidungen zur Baudurchführung
	2.3 Vergabe von Bau- und Dienstleistungen
	2.4 Vergabe von freiberuflichen Leistungen
	2.5 Auswahl der Unternehmen
	2.6 Kennzeichnung der Angebote
	2.7 Wirtschaftlichkeit des Neubaus

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahmen des Universitätsklinikums und des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Zuwendungsverfahren
	2.2 Bewirtschaftung der zugewendeten Mittel
	2.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	2.4 Ausufernde Nebentätigkeiten

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuwendungsverfahren konzentrieren
	3.2 Bewirtschaftungsgrundsätze einhalten
	3.3 Verfahren zur Bewilligung von Zulagen verbessern
	3.4 Nebentätigkeitsrecht beachten

	4 Stellungnahme der Max-Planck-Gesellschaft
	4.1 Zuwendungsverfahren
	4.2 Bewirtschaftung der zugewiesenen Mittel
	4.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	4.4 Nebentätigkeiten

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	6 Schlussbemerkung
	Denkschrift 2016 - Beitrag Nr. 21.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2016
	Beitrag Nr. 21
	Zerlegung der Körperschaftsteuer


